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Nach Abschluss des Ermittlungsverfahrens hat die Behörde den Bescheid zu erlassen. Dazu werden in der Anlage zwei Bescheidvorlagen zur Verfügung gestellt:
A) Bescheinigung gemäß § 7 TVG
Wenn die Anmeldung die vollständigen Angaben und Unterlagen zur Beurteilung des Vorliegens der gesetzlichen Voraussetzungen enthält und für die sichere Durchführung der Veranstaltung im Sinne des § 3 die Vorschreibung von Auflagen nicht erforderlich ist, hat die Behörde dem Veranstalter eine Bescheinigung auszustellen.   
B) Bescheid mit Auflagen gemäß §§ 7 und 8 TVG
Sofern die Behörde für die sichere Durchführung der Veranstaltung im Sinne des § 3 die Vorschreibung von Auflagen für erforderlich hält, sind diese in den Spruch des Bescheides  aufzunehmen und deren Notwendigkeit in der Begründung des Bescheides darzutun. Die vorgeschriebenen Auflagen müssen verhältnismäßig sein. Die Behörde kann dem Veranstalter bei anmeldepflichtigen und nicht anmeldepflichtigen Veranstaltungen mit Bescheid jederzeit Maßnahmen vorschreiben, die zur Erfüllung der Erfordernisse nach § 3 notwendig sind (§ 8 Abs. 1).

Aberkennung der aufschiebenden Wirkung
Im Hinblick auf die Rechtsmittelfrist von vier Wochen kann es zur Durchsetzung der vorgeschriebenen Auflagen notwendig sein, einer allfälligen Beschwerde gegen den Bescheid die aufschiebende Wirkung abzuerkennen (siehe dazu den diesbezüglichen Spruchpunkt in den Bescheidvorlagen).

Verfahrenskosten
Grundsätzlich fallen als Kosten des Verfahrens Verwaltungsabgaben und Gebühren an, welche bescheidgemäß vorzuschreiben sind. Für den Fall, dass Amtshandlungen (z.B. Lokalaugenscheine) außerhalb der Amtsräume durchgeführt werden, sind zusätzlich Kommissiongebühren vorzuschreiben.

1) Verwaltungsabgaben
Gemäß Ziffer 40. der Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung 2007 sind für die Ausstellung einer Bescheinigung über die Anmeldung einer Veranstaltung  bzw. Vorschreibungen für eine Veranstaltung (§ 6 in Verbindung mit den §§ 7 und 8) nachfolgend angeführte Verwaltungsabgaben vorzuschreiben:
a) Veranstaltung zu der bis 1.500 Personen gleichzeitig erwartet werden
1. für eine einmalige Veranstaltung € 50,00
2. für wiederkehrende oder ständige Veranstaltungen € 100,--
b) Veranstaltung zu der mehr als 1.500 Personen gleichzeitig erwarte werden
1. für eine einmalige Veranstaltung € 200,--
2. für wiederkehrende oder ständige Veranstaltungen € 400,--

2) Gebühren nach dem Gebührengesetz 1957
a) Eingabegebühr für die Anmeldung gemäß § 14 Tarifpost 6  € 14,30
b) Beilagengebühr gemäß § 14 Tarifpost 5  € 3,90 für jeden Bogen, jedoch nicht mehr als € 21,80 je Beilage.

3) Kommissionsgebühren
Für Amtshandlungen (z.B. mündliche Verhandlungen) außerhalb des Amtes sind nach der Kommissionsgebührenverordnung 2017 Kommissionsgebühren für jedes teilnehmende Amtsorgan in der Höhe von € 17,50 je angefangene halbe Stunde vorzuschreiben.

Hinweis:
Vielfach werden Veranstaltungen von den örtlichen Vereinen (Musikkapelle, Schützen, Landjugend usw.) und Feuerwehren angemeldet. Die Verfahrenskosten sind auch hier vorzuschreiben, zumal es sich dabei um gesetzliche (hoheitliche) Abgaben handelt. 
Nicht abgabepflichtig sind nur:  
· Hinsichtlich der Verwaltungsabgaben Gebietskörperschaften (Bund, Land, Gemeinden) wenn diese im Rahmen ihrer öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen oder zur Befriedigung eines öffentlichen (kommunalen) Bedarfes tätig werden, weiters bei der Abwicklung von Katastrophenschäden (siehe im Einzelfall § 1 des Tiroler Verwaltungsabgabengesetzes 2019). 
· Hinsichtlich der Gebühren nach dem Gebührengesetz 1957 Gebietskörperschaften (Bund, Land, Gemeinden) im Rahmen ihres öffentlich-rechtlichen Wirkungskreises, sowie weitere öffentlich-rechtliche Körperschaften (siehe im Einzelfall im Gebührengesetz 1957). Achtung: Die Feuerwehren sind als Körperschaft öffentlichen Rechts  von der Eingaben- und Beilagengebühr befreit!
· Hinsichtlich der Kommissionsgebühren Land und Gemeinden. 

Überwachung der Veranstaltung
Die Überwachung der anmeldepflichtigen und der nicht anmeldepflichtigen öffentlichen Veranstaltungen obliegt grundsätzlich der nach § 25 zuständigen Behörde, somit auf Gemeindeebene dem Bürgermeister, jedoch in der Stadt Innsbruck der Landespolizeidirektion.
Die Überwachungsbehörde hat gemäß § 10 umfangreiche Befugnisse und kann während der Betriebszeiten sämtliche Betriebsanlagen betreten und überprüfen. Bei Gefahr im Verzug ist der Zutritt auch außerhalb der Betriebszeiten zu gewähren. 
Die Behörde kann die Räumung von Betriebsanlagen bzw. des Veranstaltungsgeländes verfügen, wenn eine unmittelbare Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder die Sicherheit von Sachen besteht oder dem begründeten Anschein nach strafgesetzwidrige Veranstaltungen abgehalten werden.
Sofern erforderlich, ist zur Durchsetzung der genannten Maßnahmen die Ausübung unmittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt zulässig. Dabei haben die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes (Polizei) der Behörde im Rahmen ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten (§ 28). 


5

